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Die Prozeßparteien wurden geschieden. Durch Kostenfest­
setzungsbeschluß des Sekretärs des Kreisgerichts hat der 
Verklagte an die Klägerin insgesamt 635,87 M Kostenaus­
gleich zu zahlen.

Auf Antrag des Prozeßvertreters der Klägerin hat der 
Sekretär des Kreisgerichts die von der Klägerin an ihren 
Rechtsanwalt zu zahlenden Kosten auf 484,83 M festge­
setzt.

Gegen diesen Beschluß hat die Klägerin Beschwerde 
eingelegt.

Das Bezirksgericht hat der Beschwerde stattgegeben, 
den Beschluß des Sekretärs des Kreisgerichts aufgehoben 
und den Antrag des Prozeßbevollmächtigten der Klägerin 
auf Festsetzung seiner Kosten gegen seine Auftraggeberin 
abgewiesen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Der Beschluß des Bezirksgerichts beruht auf einer fehler­
haften Anwendung des § 180 Abs. 1 und 2 ZPO. Der Um­
stand, daß die Klägerin einen Kostenausgleichsanspruch 
gegen den Verklagten hat, schließt die beantragte Kosten­
festsetzung nicht aus. Die Bestimmung des § 180 Abs. 1 
und 2 ZPO läßt auch unter den hier gegebenen Umständen 
die Kostenfestsetzung durch den Sekretär zu. Sie regelt 
ein einfaches Verfahren und verweist den Rechtsanwalt 
nur für die Klärung der Streitfragen, die nicht die Ge­
bührenberechnung selbst betreffen, auf den Klageweg, weil 
die in diesen Fällen zu treffenden Entscheidungen die 
Aufgaben des Sekretärs und die ihm zur Sachaufklärung 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten übersteigen.

Die Streitfragen, die die Kostenfestsetzung durch den 
Sekretär ausschließen, können unterschiedlicher Art sein. 
Sie müssen auf jeden Fall Einfluß auf die vom Rechts­
anwalt geltend gemachte Kostenforderung haben. Das ist 
z. B. der Fall, wenn das Zustandekommen des Anwalts­
vertrags bestritten oder eingewendet wird, der Anwalt 
habe seine Tätigkeit über den vereinbarten Rahmen aus­
gedehnt, er sei seiner Verpflichtung nicht vollständig oder 
nur mangelhaft nachgekommen, die Kostenforderung sei 
verjährt oder bereits ganz oder teilweise erfüllt. Einwen­
dungen dieser Art hat die Klägerin nicht erhoben.

Mit ihrem Hinweis auf die gerichtliche Kostenentschei­
dung, nach der sie nur ein Viertel der Kosten zu tragen 
hat, kann sie die Erfüllung ihrer Pflichten aus dem An­
waltsvertrag nicht ablehnen. Die gerichtliche Köstenent- 
scheidung regelt die Frage, welche Prozeßpartei die beim 
Gericht entstandenen Kosten zu tragen hat bzw. in 
welchem Verhältnis die eine Prozeßpartei von der anderen 
ihre außergerichtlichen Kosten erstattet verlangen kann. 
Die Kostenpflicht einer Prozeßpartei gegenüber ihrem 
eigenen Anwalt bleibt davon unberührt. Die Einwendung 
der Klägerin hat somit auf die Kostenforderung des 
Rechtsanwalts keinen Einfluß. Sie kann deshalb auch eine 
Kostenfestsetzung nicht hindern.

Der Festsetzung der Kosten, die die Klägerin an ihren 
eigenen Rechtsanwalt zu zahlen hat, steht nicht entgegen, 
daß sie ihrerseits die Möglichkeit hat, die ihr erwachsenen 
Gerichts- und außergerichtlichen Kosten, einschließlich 
ihrer Anwaltskosten, sich vom Verklagten in dem Umfang 
erstatten zu lassen, in dem dieser zur Kostentragung ver­
pflichtet wurde (§ 173 Abs. 2 ZPO).

Die Beschwerde der Klägerin gegen den Kostenfest­
setzungsbeschluß des Sekretärs des Kreisgerichts wäre 
daher abzuweisen gewesen.

Zivilrecht * 1

§ 3 GVG; § 20 ZGB; §§ 2, 46 ZPO.
1. In Zivilrechtsstreitigkeiten haben die Gerichte dafür zu 
sorgen, daß Ansprüche des sozialistischen Eigentums voll­
ständig und zügig durchgesetzt werden, insbesondere, daß

dem sozialistischen Eigentum entzogene Sachen wieder her­
ausgegeben werden und ein dem sozialistischen Eigentum 
entstandener Schaden nach Grund und Höhe exakt festge­
stellt und in seinem wirklichen Ausmaß wiedergutgemacht 
wird.
2. Zur Pflicht des Gerichts, vor Aufnahme einer zwischen 
den Prozeßparteien geschlossenen gerichtlichen Einigung in 
das Protokoll sorgfältig zu prüfen, ob diese mit den Grund­
sätzen des sozialistischen Rechts im Einklang steht.
OG, Urteil vom 22. Dezember 1981 — 2 OZK 40/81.

Der Verklagte hat sich vom Kläger, einem volkseigenen 
Betrieb, für Schweißarbeiten einen Gasentwickler ausge­
liehen und dieses Gerät trotz mehrfacher Aufforderungen 
nicht zurückgegeben.

Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zur Zahlung 
von 220 M zu verurteilen.

Der Verklagte hat vorgetragen, daß er den Gasentwick­
ler nicht mehr besitze. Der Verlust sei von ihm verschuldet 
worden. Er sei bereit, Schadenersatz zu leisten. Der gefor­
derte Betrag von 220 M sei jedoch überhöht.

Der Neupreis des Geräts beträgt 472 M.
In Kenntnis dieser Sachlage haben die Prozeßparteien 

auf Vorschlag des Gerichts eine Einigung geschlossen, mit 
der sich der Verklagte verpflichtet hat, 120 M Schaden­
ersatz an den Kläger zu zahlen. Ferner wurde festgelegt, 
daß die Gerichtskosten der Verklagte, die außergericht­
lichen Kosten jede Prozeßpartei selbst trägt. Die Einigung 
wurde durch Aufnahme in das Protokoll bestätigt.

Gegen diese Einigung richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Gemäß § 46 Abs. 1 ZPO hat das Gericht zu prüfen, ob eine 
zwischen den Prozeßparteien geschlossene gerichtliche 
Einigung mit den Grundsätzen des sozialistischen Rechts 
im Einklang steht, bevor sie durch Aufnahme in das Proto­
koll bestätigt wird. Dieser gesetzlichen Verpflichtung ist 
das Kreisgericht nicht nachgekommen.

Es gehört zu den grundlegenden Pflichten der Recht­
sprechung, das sozialistische Eigentum vor Angriffen und 
Beeinträchtigungen zu schützen (§ 3 GVG). Daraus ergibt 
sich für die Gerichte die Aufgabe, auch in zivilrechtlichen 
Streitigkeiten dafür Sorge zu tragen, daß Ansprüche des 
sozialistischen Eigentums vollständig und zügig durchge­
setzt werden, insbesondere, daß dem sozialistischen Eigen­
tum entstandener Schaden nach Grund und Höhe exakt 
festgestellt und in seinem wirklichen Ausmaß wiedergut­
gemacht wird.

Auf der Grundlage der beiderseitigen Erklärungen der 
Prozeßparteien hätte das Gericht die Sachaufklärung zu­
nächst darauf ausrichten müssen, den Verbleib des Geräts 
bzw. die näheren Umstände seines Verlusts festzustellen. 
Sofern sich dabei Anhaltspunkte dafür ergeben hätten, daß 
dem Verklagten die Herausgabe doch noch möglich ist und 
seine anderslautenden Erklärungen zweifelhaft sind, hätte 
es den Kläger auf die Möglichkeit hinweisen müssen, sei­
nen Klageantrag zu erweitern und in erster Linie die Her­
ausgabe des Geräts zu verlangen und nur dann, wenn das 
nicht zu realisieren ist, dafür Schadenersatz zu fordern. 
Im Interesse des wirksamen Schutzes des sozialistischen 
Eigentums kommt es vorrangig darauf an, die dem sozia­
listischen Eigentum entzogenen Sachen wieder zurückzu­
führen.

Hinsichtlich der geltend gemachten Schadenersatzforde­
rung war es zutreffend, daß die Prozeßparteien und das 
Gericht davon ausgegangen sind, daß der Verklagte 
schuldhaft gehandelt hat. Nach seinen eigenen Erklärungen 
über die Unterbringung des Geräts in einem unverschlos­
senen Schuppen kann das nicht zweifelhaft sein.

Soweit es die Höhe der Ersatzforderung betrifft, ist 
das Gericht bei seinem Vorschlag zur Einigung und bei 
ihrer Bestätigung offenkundig allein vom Alter des Geräts 
ausgegangen und hat nicht beachtet, daß es nach der Er­
klärung des Klägers noch voll funktionstüchtig war. Schon 
aus diesem Grund erscheint die in der Einigung nieder-


